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weg No. 156.
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Redakteur Dr. Schadeberg.

Halle, Donnerstag den 24. Mai
Hierzu eine Beilage.

1849.

Deutſchland.
Frankfurt a. M. d. 21. Mai. Deutſche Reichs-

verſammlung.) 79 Abgeordnete haben heute ihren Austritt an-
gezeigt, unter ihnen Dahlmann, Saucken, H. Gagern, E.
Simſon, Arndt, Plathner, Waitz, Sylv. Jordan, Mathy,

Der Vorſitzende theilte mit, daß die ſachſiſchen
Abgeordneten von ihrer Regierung abberufen worden ſind. Die
Abgeordneten Eiſenſtuck, Biedermann und mehrere andere pro-

teſtiren gegen dieſe Abberufung.
Frankfurt a. M., d. 21. Mai. Es verbreitet ſich ſo

eben das Gerucht, daß die Reichsfeſtung Landau geſtern an-
gegriffen, die Angreifenden jedoch durch Kartatſchenfeuer mit be
deutendem Verluſt zuruckgetrieben worden ſind.

Aus Baden im Mai. Nachſtehende Proclamation iſt
gewiſſermaßen das Programm des badiſchen Aufſtandes:

An das deutſche Volk! Die Revolution brauſt hin über die Völ-
ker Europas. Ein langjähriger unerträglicher Druck hat fie aufgeregt

Auch Deutſch-
land nimmt einen ſeiner Bedeutſamkeit entſprechenden Antheil an den
mächtigen Bewegungen unſerer Tage. Die alten Formen ſtürzen zuſam-
men, keine Macht der Erde wird ſie aufrecht erhalten. Das Volk iſt
zum Bewußtſein ſeiner ewigen und unveräußerlichen Rechte gelangt und
hat in mehreren Gegenden, namentlich in Baden und Rheinbayern, be-
reits durch die That bewieſen, daß es im Stande ſei, ſeine Angelegenhei-
ten ſelbſt zu führen. Zu Offenburg hat das Volk von Baden ausgeſpro-

Die Regierung, welche ſeine
gerechten Forderungen mit Hohn zurückwies, fiel, und alle Stände ſchaar-
ten fich um den Landesausſchuß. Die durch das Verhalten der Miniſter
und ihrer Diener gefährdete Ordnung wurde durch das kräftige Zuſam-
menwirken des Volkes und der Männer ſeines Vertrauens mit verhältniß-
mäßig ſehr geringen Opfern raſch wieder hergeſtellt. Die Bürger Badens,
insbeſondere diejenigen vom Soldatenſtande, haben ein Recht zu ver-
langen, daß ihnen die Früchte ihrer Mühen vollſtändig und unverkümmert
zu Theil werden. Bereits hat der Landesausſchuß eine Reihe von Be
ſchlüſſen gefaßt, durch welche ſämmtliche in der Landesverſammlung zu
Offenburg aufgeſtellten Forderungen ihrer Erfüllung ſo nahe als möglich
geführt wurden. Die Bürger Brentano und Peter haben ein neues Mi-
niſterium gebildet die Ständekammer wurde aufgelöſt und die alten Mi
niſter abgeſetzt, eine verfaſſunggebende Landesverſammlung wird zuſammen
treten und die Volksbewaffnung auf Staatskoſten ſtattfinden. Ein großer
Theil des Volkes ſteht unter den Waffen zur Vertheidigung ſeiner Rechte.
Die Kerker der politiſchen Gefangenen ſind geöffnet, die politiſchen Flücht-
linge zurückberufen und die politiſchen Verfolgungen eingeſtellt worden.
Die Wahl der Offiziere durch das Heer iſt zum größten Theile ſchon vor
genommen worden wo dieſelbe noch nicht getroffen werden konnte, iſt

ſie vorbereitet; die von den ſog. Kammern in Karlsruhe ſeit dem 1.
Januar l. J. gefaßten Beſchlüſſe ſind, ſo weit als möglich, für null und
nichtig erklärt, die Aufhebung der Militairgerichtsbarkeit, die Verſchmel
zung des ſtehenden Heeres mit der Volkswehr (ſobald es die außerordent
lichen Verhältniſſe des Landes geſtatten), die unentgeldliche Aufhebung der
Grundlaſten, die unbedingte Unabhängigkeit der Gemeinden, die augen
blickliche Einführung der Geſchworenengerichte, die Abſchaffung der alten
Verwaltungsbureaukratie und Einführung einer freien Verwaltung die
Abſchaffung des alten Steuerweſens und die Errichtung eines großen Lan
despenfionsfonds zu Gunſten aller arbeitsunfähig gewordenen Bürger
iſt vorbereitet worden. Die veralteten Beſtimmungen über die Preſſe
wurden erſetzt durch ein bündiges Preßgeſetz; eine Annäherung von Rhein
bayern welche für Baden von hoher Wichtigkeit werden dürfte, iſt ange
bahnt worden. Freiheit, Wohlſtand, Bildung für Alle, iſt unſer Wahl
ſpruch. Der Bund der Völker gegen ihre Tyrannen wird bald ſchon zur
Wahrheit werden. Die Morgenröthe der Freiheit iſt über Deutſchland
aufgegangen. Was vor bald zwei Jahrtauſenden eine heilige Stimme in
der Wüſte lehrte, iſt in die Herzen der Völker eingedrungen und wird
ins Leben eingeführt werden. Keine Rache, kein Haß gegen unſere Mit-
menſchen erfüllt uns, die wir durch das Vertrauen des Volkes für den
gegenwärtigen Augenblick an die Spitze der Bewegungen des Landes beru
fen wurden. Doch werden wir auch vor den ſtrengſten Maß-
regeln nicht zurückweichen, wenn das Wohl des Volks ſie
erheiſchen ſollte. Von Woche zu Woche werden wir dem Volke Re
chenſchaft ablegen über unſere Geſchäftsführung. Wir werden zum Volke
ſtehen bis zum letzten Hauche unſeres Lebens, und das Volk wird zu uns
ſtehen mit der unüberwindlichen Kraft ſeines Willens. Karlsruhe, den
17. Mai 1849. Der Landesausſchuß von Baden: Bannwarth,
Cordel, Damm Degen Fickler, Happel, Hennecka, Hoff Junghanns,
Kiefer, Rehmann, Richter Ritter Rotteck, Stay, Steinmetz, Struve,
Thiebauth, Werner, Wernwag, Ziegler. Die Vollziehungsbehörde:
Brentano, Peter, Goegg, Eichfeld.

Karlsruhe, d. 18. Mai. Die Vorſchläge zur militaäri
ſchen Vereinigung mit der Pfalz ſollen ungefähr auf folgenden
Grundlagen beruhen 1) Jn militäriſcher Beziehung bilden Ba
den und Rheinbaiern ein Land. 2) Wird das badiſche Kriegs-
Miniſterium vorerſt als das gemeinſchaftliche beider Länder be
trachtet. 3) Alles Zollgeld auf Brücken, welche Baden und
Rheinbaiern verbinden, iſt ſofort aufgehoben. Die Entſchadi
gung privatrechtlicher Anſprüche bleibt vorbehalten. Die Unter-
haltungskoſten ſind gemeinſchaftlich und gleichheitlich zu tragen.
4) Die Einwohner veider Länder werden in allen Beziehungen
ſo angeſehen, als gehörten ſie einem und demſelben Staate an.

Karlsruhe, d. 18. Mai. Geſtern wurden zahlreiche
Freiſchaaren bis auf weitern Befehl zurückgeſendet; Viele
ſind ſchon von ſelbſt zurückgekehrt. Man ſieht gegenwärtig nur



wenige mehr hier. Ordnung und Ruhe herrſcht. Heute
morgen zwiſchen 8 und bis 9 Uhr war auf dem Marktplatz die
Beeidigung von drei Bataillonen (zwei vom Leibregiment,
eins vom 3. Regiment) auf die Reichsverfaſſung die Soldaten
ſchwuren ohne Klauſel (mit Bezug auf die Landesverfaſſung),
die Offiziere, wie ich höre nicht. Die Stadt hat ihr ge-
wohntes, ruhiges Anſehen, die Läden ſind wieder geöffnet, der
Markt wird gehalten. Es waäre zu wunſchen, daß ſowohl die
großherzogliche Familie, wie auch alle Flüchtlinge, nunmehr
baldigſt zurückkehren. Bornſtedt iſt definitiv beſeitigt, er
wollte die rothe Republik und die Guillotine einführen die
einen ſagen er ſei fort, andere ſagen, er habe ein Kommando
erhalten andere behaupten, er ſei eingeſperrt, und die große
Mehrzahl will beſtimmt wiſſen, er ſei wegen Verrücktheit bei
Seite geſchafft. Auch Stay ſoll entfernt ſein. Heute Mit-
tag ſollte ein Bataillon des 3. Regiments ſeine neuen Füh-
rer wahlen es wählte ſeine ſeitherigen und wollte ohne die-
ſelben nicht nach Heidelberg abziehen. Brentano erklärte um
4 Uhr vom Balkon des Rathhauſes, wo die neue Regierung
ihren Sitz aufgeſchlagen hat, herab, daß ihrem Wunſche will
fahrt ſei. Geſtern Abend kamen 2 Transporte gefangene
flüchtige Offiziere; der erſte Theil wurde gegen 9 Uhr freige-
laſſen beim zweiten Transport ſoll auch Hinkeldey geweſen

ſein. (S. M.)Es iſt folgende Proclamation in Karlsruhe erſchienen:
An das deutſche Volk! Die Tyrannen Deutſchlands haben die

Maske abgeworfen. Der König von Preußen hat nicht blos den Freiheits
bewegungen Deutſchlands überhaupt ſondern namentlich auch der deutſchen
Nationalverſammlung zu Frankfurt offen den Krieg erklärt. Am Sitze
der Centralgewalt hat ein Miniſterium die Zügel der Regierung in die
Hände genommen, deſſen Ernennung die Nationalverſammlung ſelbſt für
einen Hohn gegen das deutſche Volk erklärt hat. Es unterliegt keinem
Zweifel mehr daß die Nationalverſammlung mit Waffengewalt geſprengt
werden ſoll. Bei dieſer drangvollen Lage des deutſchen Volkes fanden ſich
heute drei Abgeordnete der Nationalverſammlung: Raveaux aus Preu-
ßen, Trützſchler aus Sachſen, Erbe aus Altenburg, in unſerer Mitte
ein und verlangten den Schutz des badiſchen Volkes gegen die zum Um
ſturz der Reichsverfaſſung verbündeten Mächte. Deutſche Brüder! Der
Augenblick der Entſcheidung iſt gekommen. Wir dürfen nicht länger zö-
gern, ſoll nicht auch den bisher unverwüſtet gebliebenen Theilen Deutſch
lands das Loos von Wien und Dresden zu Theil werden. Wir dürfen die
letzten Vorkämpfer der Freiheit im Schooße der Nationalverſammlung dem
Grimm unſerer gemeinſamen Feinde nicht preisgeben. Wir müſſen ihnen
Hilfe ſenden ſoweit unſere Kräfte reichen. Das Volk Badens hat ſich
erhoben die Soldaten find aufgeſtanden um Deutſchlands Freiheit, Ein
heit und Größe zu erkämpfen. Jn wenigen Tagen ſchon kann der Kampf
beginnen. Unſer gemeinſamer Schlachtruf wird ſein: Tod den verbünde-
ten Tyrannen Es lebe ein großes, ein einiges, ein freies Deutſchland!
Karlsruhe den 19. Mai 1849. Der Landesausſchuß von Baden Bann-
warth, Cordel, Damm, Degen, Fickler, Happel, Henneka, Hoff, Jung-
hanns, Kiefer, Rehmann, Richter, Ritter, Rotteck, Stay, Steinmetz,
Struve, Thiebauth, Torrent, Werner, Wernwag, Ziegler. Die Vollzugs-
behörde: Brentano Peter, Goegg, Eichfeld. Die Mitglieder der deut
ſchen Reichsverſammlung: Raveaux Trützſchler, Erbe.

Karlsruhe, d. 19. Mai. Die Reichskommiſſare haben
unſere Stadt verlaſſen ſchreibt das Organ des Landesausſchuſ-
ſes; ſie waren im höchſten Grade befriedigt von dem augen-
ſcheinlichen Zuſtande und von dem politiſchen C arakter des
ganzen Landes. Sie waren von dem (vorigen) Reichsminiſterium
zu der Erklärung ermachtigt, daß kein Angriff auf Baden er-
folgen ſolle, und daß die Truppenzuſammenziehungen nur den
Zweck gehabt haätten, die Nachbarländer gegen etwanige Angriffe
(9) zu ſchützen. Sie geſtanden namlich, daß falſche und ver
daächtigende Berichte den wahren Sachverhalt entſtellt hatten.

Die Karlsruher Zeitung enthalt ein Dekret, die Aufloö-
ſung der Kammern betreffend; ferner ein Geſetz die
Einberung einer konſtituirenden Verſammlung be-
treffend; endlich folgendes Dekret, die Rückberufung des
Bürgers Friedrich Hecker von Mannheim betrefſſend:

Jn Erwägung daß ſich Bürger Friedrich Hecker von Mannheim

um das Vaterland und die Freiheit verdient gemacht; in Erwägung
daß in der jetzigen Zeit das Vaterland Männer braucht, die erprodt
ſind im Kampfe für die Freiheit und die den Muth und die Kraft be
ſisen, zum Heile für das Volk zu wirken in Erwägung daß ſolche
Männer die Verpflichtung haben in den Tagen der Gefahr ſich an die
Spitze des Volks zu ſtellen, wird verfügt: 15 Bürger Friedrich Hecke l
von Mannheim, dermalen in Nordamerika wohnend, wird aufgefor-
dert, in das Vaterland zurückzukehren und ſich demſelben zur Verfü
gung zu ſtellen 2) der Vorſtand der Executivcommiſfion iſt mit dem
Vollzuge beauftragt. Karlsruhe, den 17. Mai 1849.

Thiebauth
ſtehendes Decret des Landesausſchuſſes wird hiermit zum Vollzug ver-
kündigt. Karlsruhe den 17. Mai 1849. Der Vorſtand der Executiy-
commiſſion L. Brentano. vt. Karl Blind.

Der Deutſchen Zeitung wird vom Oberrhein, d. 18. Maj,
geſchrieben Die ganze obere Gegend iſt ruhig und keine Un-
ordnung zu bemerken. Wir haben zwar keine Regierung und
nur dem Namen nach eine proviſoriſche. Sie wird ſich ſchwer-
lich halten konnen, weil ſie nach der Militairbewegung die Re
publik nicht ausgerufen hat. Falls in den benachbarten Lan-
dern nicht ebenfalls die Regierungen verjagt werden, halt ſie ſich
keine 14 Tage. Mittel hat ſie keine, außer die Gewalt des
Beiſpiels. Aufforderungen zu Freiſchaarenzugen wurden beſtimmt
abgelehnt von den Hauptgemeinden Loörrach, Schopfheim und
Kandern. Moraliſch beſteht die geflüchtete Regierung nach wie
vor, das Militair iſt aufgeloöſt, was ſoll da feſt ſtehen!

Freiburg, den 19. Mai. Heute iſt der Abgeordnete
Chriſt von Frankfurt als Reichscommiſſär hier eingetroffen er
wohnte dieſen Abend einer Sitzung des Gemeinderaths bej,
worin folgende wichtige Beſchlüſſe gefaßt wurden 1) Die
Reichsgewalt wird aufgefordert, den Landesausſchuß anzuer-
kennen 2) der Landesausſchuß ſoll innerhalb 10 Tagen dirch
Volkswahl erneuert werden 3) der geflüchtete Großherzog Leo-
pold wird wenn er zurückkehren will, als Landesoberhaupt
angeſehen 4) wenn er auch nicht zuruückkehrt, wird er doch
ſtaatsrechtlich als ſolches betrachtet werden.

Köln, d. 21. Mai. Die nachſtehende Erklärung iſt
uns zur Veroffentlichung zugegangen:

Die Officiere des badiſchen Armee -Corps, welche durch die neueſten
unglücklichen Ereigniſſe in ihrem Vaterlande genöthigt waren, auf frem-
dem Boden Schutz zu ſuchen ſehen fich veranlaßt die Beweggründe ju
dieſem äußerſten Schritte zur öffentlichen Kenntniß zu bringen Vor einigen
Tagen brach in der Reichs Feſtung Raſtatt eine Meuterei und Empörung
unter dem größten Theile der Beſatzungsmannſchaft aus, welche alle Bande
der Disciplin löſ'te, die geſellſchaftliche Ordnung die geſetzliche Freiheit, ſo
wie das Eigenthum bedrohte. Den Officieren welche Alles verſuchten die

Aufrührer zur Treue zurückzubringen wurde unter grauſamer Mißhand-
lung ihrer Perſon und theilweiſer Zerſtörung ihres Eigenthums der Gehor

ſam auf das hartnäckigſte verweigert. Die Feſtung gerieth in die Hände der
WMeuterer. Raſch nach einander wurde die Fahne des Aufruhrs in anderen
Orten aufgepflanzt. Namentlich war es in Karlsruhe, wo am Abend
des 13. Mai die Empörung trotz der an demſelben Tage Statt
gehabten Beeidigung auf die Reichs Verfaſſung alle Schran-
ken des Geſetzes durchbrach. Mit der größten Aufopferung und mit gänj-
licher Hintanſetzung der eigenen Perſon haben die Officiere, ſo wie treu
gebliebene Unterofficiere und Soldaten, auch hier der Empörung Einhalt zu
thun verſucht, doch vergebens. Jm Vereine mit einem wüthenden Pöbel
fanden thätliche Widerſetzlichkeiten der gröbſten Art Statt die Pflichtge
treuen wurden bedroht mißhandelt, ja, ſelbſt getödtet Raub und Plünde-
rung geſellten ſich dazu. Die Officiere verharrten ſo lange auf ihrem Po
ſten bis auch die letzte Ausſicht auf Wiederherſtellung des Gehorſams und
der Disciplin verſchwunden war. Der Großherzog nebſt ſeiner Familie war,
ſo wie ſeine Miniſter, gezwungen, fich zu entfernen. Die meuteriſchen Sol
daten ſtellten ſich freiwillig unter die Befehle einer „proviſoriſchen Regie
rung“, die, als nicht verfaſſungsmäßig von den Officieren in Folge ihrer

geſchworenen Treue nicht anerkannt, noch weniger unterſtützt werden konnte.
Jene Officiere daher, welche nicht mit Gewalt zurückgehalten wurden, ſahen

fich Angeſichts dieſer Zuſtände zur Wahrung ihres Eides und um nicht mit
offenen Empörern ſich verbinden zu müſſen, außer Stand, länger an der
Spitze ihrer Truppen zu bleiben. Bei dieſem Sachverhalt glauben die be
treffenden Officiere nur den Geſetzen der Ehre und ihrem Eide gewiſſenhaft
nachgekommen zu ſein. Sie ſehen ſich, um jeder Mißdeutung ihres gethanen

Der Landesausſchuß: Junghanns. Damm. Steinmetz. G. Struve. W. Happel.
Stark. L. Degen. Rehmann. Frech, Schriftführer. Vor-
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Schrittes vorzubeugen, veranlaßt dieſe Erklärung mit dem Anfügen nie
derzulegen, daß fie nur die Befehle ihres Fürſten, beziehungsweiſe deſſen

aß ſolge verfaſſungsmäßigen Miniſteriums für fich als bindend anerkennen.

ich an die
ten Kammer führte heute auf den Bericht der Fünfzehnerkom-
miſſion, über das Verhalten Württembergs zu Baden, als er-
ſten Gegenſtand der Berathung.
kennt jedenfalls das Recht des Reichsminiſteriums an, über die
württembergiſchen Reichstruppen zu verfügen, wie dieſes bereits

Stuttgart, d. 18. Mai. Die Tagesordnung der zwei-

Der Kommiſſionsbericht er

gethan hat, nämlich ein Truppenkorps aufzuſtellen, eine Dislo-
kation der Truppen in Baden unter General v. Miller anzu-
ordnen, oder mit ihrer Hilfe die Reichsfeſtung Raſtatt, nach

Auflöſung der im Friedensſtande dazu dienenden badiſchen Be
ſatzung, wieder unter das Reichskommando zu bringen. Es
läßt ſich die Pflicht der württembergiſchen Landesregierung nicht
in Abrede ſtellen, ſolchen Anordnungen der Centralgewalt Folge
zu leiſten, nachdem ihre formelle und materielle Uebereinſtim-
mung mit den Beſchlüſſen der Nationalverſammlung als rich
tig erfunden worden iſt. Jndeſſen dürfte wohl zu erwaägen ſein,
daß ein Einmarſch unſerer Truppen ins Badiſche in dieſem

Augenblicke leicht einen den Zwecken der CEentralgewalt entge-
gengeſetzten Erfolg haben konnte. Vor einem unmittelbaren Ab-
marſche der Truppen dürfte alſo eine vorgängige Kommunika-

tion der Staatsregierung mit der CEentralgewalt eintreten, um
ſo mehr, als die Centralgewalt, dem Vernehmen nach, bereits
Reichskommiſſaäre nach Baden geſendet hat. Da die Departe-
mentschefs von derſelben Erwaägung der Sachlage ausgehen, in-
dem zuerſt der friedliche Weg verſucht und zunächſt nur Ein-
leitungen zur Vervollſtaundigung der Truppen und Vorberei-
tungen zum etwa nöthig werdenden Abmarſche getroffen ſind,
ſo geht der Antrag des Fuünfzehnerausſchuſſes dahin

daß ſich die Kammer bei dieſer Mittheilung des Departe-
mentschefs zunächſt beruhigen moge.

Dieſer Antrag
ſchluß erhoben. Der zweite Gegenſtand der Tagesordnung
ſind die Anträge des Fünfzehnerausſchuſſes über die Verpflich-

tung auf die Reichsverfaſſung. Es wird der Antrag geſtellt
„die königliche Staatsregierung zu bitten, die feierliche Ver-
pflichtung der Staatsbürger, insbeſondere der Staatsdiener
und des Heeres, auf die Reichsverfaſſung anzuordnen, und
die Form derſelben den Standen zuvor mitzutheilen

und mit 62 gegen 14 Stimmen angenommen. Die Vollziehung
eines weitern Antrags auf Verpflichtung der Standemitglieder
wird ausgeſetzt, bis die Regierung die Form der Vereidigung
mitgetheilt haben wird.

München, d. 18. Mai.
ſich einige Mitglieder vor, gegen das Syſtem der jetzigen Re-
gierung in der deutſchen Einheitsfrage zu operiren. Unter an-
dern wird Fürſt Wallerſtein, der, wie bekannt, auf Seite der
verfaſſunggebenden Nationalverſammlung ſteht, in Bezug auf
das in dem geſtern der zweiten Kammer vorgelegten Miniſter
programm ausgeſprochene Verſtandigungsprinzip den Miniſter
des Aeußern, Hrn. v. d. Pfordten, in der erſten Sitzung der
Reichskammer, welche am nächſten Montag ſtattfinden ſoll, in-
terpelliren. Er will, wie wir hören, fragen: 1) Ob das Mi-
niſterium geſonnen ſei, an dem Vereinbarungsprinzip feſtzuhal
ien; 2) ob daſſelbe auch jetzt noch eine Vereinbarung moglich
halte, da Preußen das Mandat ſeiner Abgeordneten für erlo-
ſchen erklärt habe, und 3) wie das Miniſterium dieſe Verein-
barung durchzuſetzen gedenke. Jn der zweiten Kammer hat die
Rechte keinen Antheil an der Wahl für die Adreſſekommiſſion
genommen.

Die Adreſſe wurde bereits der baieriſchen Volkskammer
vorgelegt. Sie iſt von Schüler, und ſpricht einerſeits aus, daß

wird von der Verſammlung ſogleich zum Be

die Kammern dem Geſammtminiſterium jede Unterſtützung zur
Ausfuhrung ſeines Programms verſagen müſſe, und ſtellt an
dererſeits die Forderung, daß die Regierung die Reichsverfaſſung

anerkenne. (Fr. OPA.Ztg.)München d. 19. Mai. Jn der heutigen Sitzung der
Kammer der Abgeordneten wurde, durch Abſtimmung mit Na
mensaufruf, mit 68 gegen 61 Stimmen beſchloſſen: „daß, dem
Antrage des Freiherrn v. Lerchenfeld entſprechend, die Debatte
über ren von der Linken vorgelegten Adreſſe-Entwurf, ein Miß-
trauensvotum gegen das königl. Geſammtſtaatsminiſterium ent
haltend, nicht ſofort, ſondern erſt in der nachſten Sitzung, am
Montag den 21. d. M. entſprochen werden ſolle.“ Als dar-
auf Tagesordnung beantragt wurde, erklärte Herr Stockinger,
für ſich und im Namen ſeiner politiſchen Freunde, daß ſie an
dieſer Verhandlung keinen Theil nehmen wollen, und die mei-
ſten verließen ſogleich den Saal. Die Majorität von 68 zu
Gunſten der Sache der Mäßigung, wurde durch den Uebertritt
eines Theiles der Mitglieder des linken Centrums erzielt, und
es erſcheint deshalb dieſe Abſtimmung als nicht unwichtig.
Die Stimmung der Hauptſtadt und der älteren Provinzen des
Landes iſt ſehr gut.
München, d. 19. Mai. Folgende Vorlage hat der Mi-

niſter v. Kleinſchrod beiden Kammern über die deutſche Reichs-
verfaſſung gemacht:

Nachdem die Nationalverſammlung in Frankfurt a. M. am 28. März
d. J. die zweite Leſung der von ihr berathenen Reichsverfaſſung vollendet
hatte, verſammelte der interimiſtiſche Präſident des Reichsminiſteriums die
Bevollmächtigten der deutſchen Regierungen, übergab ihnen beglaubigte
Exemplare jener Verfaſſung und ſtellte den Regierungen die Abgabe von
Erklärungen darüber anheim. Die bairiſche Regierung gab hierauf am
23. April d. J. die abſchriftlich anliegende Erklärung an das Reichsmini-
ſterium und durch dieſes an die Nationalver ſammlung ab. Sie nimmt
darin das von ihr niemals aufgegebene Recht der Mitwirkung bei Be
gründung der deutſchen Verfaſſung in Anſpruch, entwickelt ihre Einwen-
dungen gegen die unveränderte Annahme der Verfaſſung und erklärt fich
wiederholt zur Vereinbarung mit der Nationalverſammlung bereit. Jn
ganz ähnlicher Weiſe hat fich auch die königl. preußiſche Regierung unterm
28. April d. J. gegen das Reichsminiſterium und die Nationalverſamm-
lung ausgeſprochen und es war hiernach zu hoffen, die Nationalverſamm
lung werde darauf eingehen, in Gemeinſchaft mit den Regierungen die
neue Verfaſſung Deutſchlands zu begründen. Dieſe Hoffnung iſt leider
nicht in Erfüllung gegangen. Die Einwendungen der bairiſchen Regie
rung gegen die von der Nationalverſammlung beſchloſſene Verfaſſung ru
hen auf einer durch gewiſſenhafte Erwägung gewonnenen Ueberzeugung,
und konnten daher auch den Vorſtellungen nicht weichen, welche der von
Sr. kaiſerl. Hoh. dem Erzherzog Reichsverweſer hierzu beauftragte Unter
ſtaatsſekrerair, Hr. Matthy, zu dieſem Zwecke hier gemacht hat. Die kö-
nigl. Regierung beabſichtigt aber bei dieſem Widerſpruche gegen die in

Frankfurt beſchloſſene Verfaſſung weder die Wiederherſtellung des alten

Auch im Reichsrath bereiten Bundestags noch eine Verzögerung in der Vollendung einer zeitgemäßen,
den Wünſchen und Bedürfniſſen der Nation entſprechenden Verfaſſung, de
ren baldige Feſtſtellung ſie vielmehr dringend wünſcht. Sie iſt daher be
reitwillig eingegangen auf die Einladung der königl. preußiſchen Regie
rung, eine Vereinigung der Anfichten unter den Regierungen durch Ver
handlungen in Berlin zu erzielen. Dieſe bereits begonnenen Verhandlun-
gen werden mit möglichſter Beſchleunigung gepflogen, und es iſt um ſo
mehr ein gedeihliches Reſultat derſelben zu hoffen, als auch die k. k. öſter
reichiſche Regierung fich bei denſelben betheiligt hat. Bei dieſer Lage der
Dinge fühlt die königl. Regierung das Bedürfniß, den wiederverſammel-
ten Vertretern des bairiſchen Volks die Grundſätze offen darzulegen, von
welchen fie in dieſer wichtigſten Angelegenheit geleitet wird, und fie glaubt
dies nicht zweckmäßiger thun zu können, als indem fie diejenigen Beſtim
mungen der von der Nationalverſammlung beſchloſſenen Verfaſſung bezeich
net, welche ihr mit dem Wohle von Deutſchland und Baiern unverträg-
lich erſcheinen und zugleich angiebt, was fie an deren Stelle vorſchlagen
zu müſſen glaubt.

Die Einwendungen der königl. Regierung gegen die Reichsverfaſſung
laſſen fich auf drei Hauptpunkte zurückführen: 1) Durch dieſe Verfaſſung
wird Oeſterreich von Deutſchland getrennt. Eine ſolche Trennung iſt nicht
blos für beide Theile und insbeſondere für Baiern höchſt nachtheilig, ſon
dern auch dem Hauptgedanken der ganzen jetzigen Bewegung zuwider, der
auf eine größere Einigung von ganz Deutſchland gerichtet iſt, wie auch
die Kammern ſchon früher durch ihre einſtimmigen Erklärungen anerkannt



haben. Es müſſen daher und es können auch ſolche Modifikationen ge
funden werden durch welche ohne Rückkehr zu dem alten Bundestage jene
Trennung vermieden wird. 2) Die Reichsverfaſſung giebt der Reichsge
walt zu ausgedehnte Befugniſſe. Sie begründet nicht einen Bundesſtaat,
ſondern einen Einheitsſtaat, und geht dadurch über dasjenige Ziel hinaus,
welches in dem vergangenen Jahre allgemein als das zu erſtrebende be
zeichnet wurde. Es muß daher zwiſchen den Befugniſſen der Centralge-
walt und der Einzelſtaateu eine ſolche Grenzſcheidung getroffen werden,
daß die durch die Einzelſtaaten getragenen materiellen und geiſtigen Jnter-
eſſen der Volksſtämme gewahrt bleiben. 3) Die Organe der Reichsver
faſſung find, namentlich durch das Wahlgeſetz und durch die Beſtimmun-
gen über das Reichsoberhaupt in einer Weiſe gebildet, daß die Central-
gewalt nicht geeignet erſcheint, eine ſo feſte Trägerin der Ordnung und
Freiheit zu ſein, wie ſie einem großen Staatenkörper unentbehrlich iſt.
Die Vertretung des Volks bei der Centralgewalt muß daher auf Grund
lagen gebaut werden, welche die Geſchicke der Nation nicht der Herrſchaft
der Leidenſchaften überliefern. Die nähere Begründung dieſer leitenden Ge-
danken wie ſie ſich an die einzelnen Abſchnitte der Reichsverfaſſung anrei-
hen laſſen.

I. Der erſte Abſchnitt über das Reich veranlaßt für Baiern ſelbſt
keine Bedenken wohl aber kann er für Oeſterreich Schwierigkeiten begrün-
den, wenn man den F. 2 ſo ſchroff auffaſſen wollte, daß er die deutſchen
Lande Oeſterreichs mit den übrigen Ländern der Monarchie in dem Ver-
bande der Perſonalunion beſtehen ließe. Die Ausbildung der Provinzial
verfaſſungen, welche der neuen Geſammtverfaſſung Oeſterreichs zu Grunde
gelegt iſt, wird hierin das rechte Maß gewinnen laſſen.

II. Die Beſtimmungen des zweiten Abſchnitts über die Reichsgewalt
verletzen die materiellen Jntereſſen und die finanziellen Kräfte Baierns ſo
ſehr, daß ſie die ganze Exiſtenz des Staats bedrohen. Jn 34 36
werden die Productions- und Verbrauchsſteuern der Einwirkung der Ein-
zelſtaaten entzogen und ihr Ertrag der freien Verfügung der Reichsgewalt
übergeben. Damit kann Baiern ſeinen ganzen Malzaufſchlag und mit die-
ſem die Bafis ſeines Staatscredits verlieren. Nach H. 35 und 49 ſteht
es ferner in dem Willen der Reichsgewalt, die ſämmtlichen Zolleinkünfte
für ſich in Anſpruch zu nehmen und nach 88. 41 und 43 nicht blos die
Poſttarife feſtzuſetzen, ſondern auch das ganze Poſtweſen auf eigne Rech-
nung gegen billige Entſchädigung der Berechtigten zu übernehmen. Nicht
genug, daß durch dieſe Sätze den Einzelſtaaten ihre wichtigſten Einnahmen
außer den directen Steuern entzogen und ſomit die bairiſche Staatskaſſe
um viele Millionen jährlich beeinträchtigt werden könnte ſoll die Reichs
gewalt noch überdies nach 89. 50 und 51 das Recht haben Matricular
beiträge auszuſchreiben, Reichsſteuern zu erheben und Anleihen aufzunehmen.
Dieſen völlig ſchrankenloſen Eingriffen in die Finanzkräfte der Einzelſtag
ten gegenüber ſteht aber durchaus keine nur irgend erhebliche Minderung
der Ausgaben, welche die Einzelſtaaten bisher zu beſtreiten hatten denn
die einzig möglichen Erſparniſſe im Geſandtſchaftsweſen find ſo unbedeu-
tend, daß ſie mit jenen Verluſten gar nicht in Vergleich gezohen werden
können. Dieſe Verluſte ſelbſt müßten alſo für die bairiſche Staatskaſſe wie-
der erſetzt werden und dies könnte lediglich durch directe oder neue indi-
recte Steuern geſchehen. Hierdurch würden aber dieſe Steuern zu einer
Höhe anſchwellen, welche den Wohlſtand des ganzen baſriſchen Volks un
tergraben müßte. Man wende nicht ein, daß hier Möglichkeiten voraus
geſetzt ſeien die nicht verwirklicht werden würden. Die Reichsverfaſſung
begründet dieſe Möglichkeiten, und iſt ſie erſt rechtlich anerkannt, ſo hat die
Regierung des Einzelſtaats nicht mehr die Macht, die bezeichneten Nachtheile
abzuwenden. Darum iſt es ihre heilige Pflicht, gegen ſolche Geſetze zu pro-
teſtiren, und ſo viel an ihr iſt, die dem Lande drohenden Gefahren abzuwenden.
Eine ſolche Abwendung wird aber nur dann möglich ſein wenn man die
Reichsgewalt auf die Erhebung von Matricularbeiträgen beſchränkt,
und für deren richtige und ſchnelle Einzahlung eine größere Sicherheit
giebt, als bisher beſtand. Zu dieſem Zwecke dürfte es genügen, die
Gemeinſchaftlichkeit der Zolleinkünfte in der Art, wie ſie ſchon jetzt im
Zollvereine beſteht, auf das ganze zu einem Zollgebiete vereinigte
Deutſchland zu übertragen. Nicht blos bezüglich der Finanzen iſt je
doch eine übermäßige Centraliſation in der Reichsverfaſſung theils ſchon
ausgeſprochen, theils angebahnt, ſondern auch bezüglich mehrer anderer
Theile der Staatsgewalt. Allerdings gebührt der Centralgewalt die
völkerrechtliche Vertretung des geſammten Deutſchlands dem Auslande
gegenüber. Die Entſcheidung über Krieg und Frieden, die Oberleitung
der bewaffneten Macht, des Zoll und Handelsweſens, der allgemeinen
Anſtalten und Mittel des Verkehrs, die Wahrung des Reichsfriedens
und die Reichsgeſetzgebung. Aber es müſſen die Grenzlinten dieſer
Rechte der Eentralgewalt ſchärfer bezeichnet werden wenn nicht eine
nachtheilige Verwirrung und eine vielfache Beeinträchtigung der Ein-
elſtaaten erfolgen ſoll. Was insbeſondere die Geſetzgebung anlangt,ſo wird in 57 und 58 der Reichsgewalt nicht blos über das Reichs

bürgerrecht, was in Ordnung iſt, ſondern ſogar über das Staatsbür
a in den Einzelſtaaten und über das Heimathsrecht die ausſchließ
iche Geſetzgebung eingeräumt. Eine ſolche Befuguiß geht über die
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Jdee eines Bundesſtaats unbeſtreitbar hinaus, wie ſie denn auch weder
in der Schweiz noch in Nordamerika beſteht, und kann den Gemeinden
der Einzelſtaaten um ſo größere Gefahren bereiten, wenn man erwägt,
daß nach H. 133 auch die Ge werbegeſetzgebung lediglich in die Hand der
Reichsgewalt gelegt und zugleich das Princip der Gewerbefreiheit be
reits ausgeſprochen iſt. In 63 aber iſt der Reichsgewalt die Mög-
lichkeit geboten, ihre Geſetzgebungsbefugniß nach Ermeſſen auszudehnen

nach und nach die Geſetzgebung der Einzelſtgaten völlig zu ver
nichten.
III. Der dritte Abſchnitt über das Reichsoberhaupt iſt in der Na

tionalverſammlung ſelbſt nur mit einer geringen Majorität von vier
Stimmen angenommen worden und ſeine Unausführbarkeit wird kei
nes weitläufigen Beweiſes bedürfen. Wenn der in den Verhältniſſen
Deutſchland tief begründete föderative Charakter ſeiner Geſammtver-
faſſung gewahrt, wenn insbeſondere Oeſterreich nicht von dieſer ausge-
ſchloſſen werden ſoll, ſo kann an die Spitze nur ein Directorium ge
ſtellt werden. Daß dieſe Einrichtung einer raſchen und kräftigen Lei-
tung der Geſchäfte nicht entgegenſtehe, wird durch Beſchränkung in
der Zahl, durch das Princip der Stimmenmehrheit und die Ausſchlie
bung von beſonderer Jnſtructionseinholung vollkommen geſichert wer-
en können.

IV. Die Beſtimmungen des vierten Abſchnitts über den Reichs-
tag geben im Zuſammenhange mit dem Wahlgeſetze zu großen
Bedenken Veranlaſſung. Es iſt eine durch die Geſchichte aller
Völker beſtätigte Wahrheit, daß die ſtaatliche Ordnung auf die
Dauer nicht erhalten werden kann, wenn die Entſcheidung über
die öffentlichen Angelegenheiten rein durch die nach der Kopfzahl ge
bildete Majorität der Staatsangehörigen erfolgt, und daß die in
einer ſolchen Einrichtung liegenden Gefahren in dem Grade ſteigen,
je größer der Staat, je verſchiedener an Bildung und Beſitz ſeine
Bürger find. Auf das hierin liegende Maß der Kräfte, auf das Verhält-
niß der Leiſtungen für den Staat muß der Einfluß der Einzelnen auf die
öffentlichen Angelegenheiten geſtützt werden, wenn dieſe nicht einer fich raſt-
los überſtürzenden Bewegung überantwortet werden ſollen welche zunächſt
zur Anarchie und aus dieſer zur Gewaltherrſchaft führt. Zu dieſem Zwecke
wird es dienlich ſein, wenn man zwar die Wählbarkeit zum Volksvertreter
frei giebt, aber die Wahlberechtigung an gewiſſe Bedingungen knüpft. Aber
auch ein Gleichgewicht unter den Trägern der Staatsgewalt iſt erforderlich,
und dieſes erſcheint durch 9. 101 und 196 der Reichsverfaſſung in bedenk-
licher Weiſe geſtört.

V. Der fünfte und ſiebente Abſchnitt (Reichsgericht zur Gewähr der
Verfaſſung) enthalten zwar auch einige Beſtimmungen gegen deren Zweck-
mäßigkeit ſich manche Einwendungen machen ließen. Doch erſcheinen dieſe
Bedenken nicht als ſo wichtig, daß die königl. Regierung um derſelben wil-
len einen Widerſpruch gegen die ganze Verfaſſung erhoben haben würde,
und ſie können daher übergangen werden.

VI. Der ſſechste Abſchnitt, welcher die Grundrechte des deutſchen
Volks enthält, giebt zu folgenden Bemerkungen Veranlaſſung. Unter
den Grundrechten findet ſich eine Reihe von Sätzen, welche theils ſchon
ſeit langer Zeit in Baiern Geltung haben, theils in neuerer Zeit zur
Geltung gelangt ſind. Dieſe bieten mithin keinerlei Schwierigkeit dar.
Viele andere Beſtimmungen der Grundrechte ſind von der Art, daß die
Regierung kein Bedenken trägt, ſie anzuerkennen, und nach erlangter
Zuſtimmung der Kammern in Vollzug zu ſetzen, theils durch zu Grunde
legung derſelben bei der bevorſtehenden Reviſion der Verfaſſungsur-
kunde, theils durch Erlaſſen der von der Nationalverſammlung ſelbſt
als nothwendig erkannten Einführungsgeſetze. Einige dieſer Geſetze
ſind bereits bearbeitet, namentlich zu den 135, 139, 143, 146, 177,
187. Die Grundrechte enthalten aber auch einige Vorſchriften, gegen
deren unveranderte oder ſofortige Annahme die Regierung ſich deshalb
ausſprechen muß weil daraus große Nachtheile fur den Staat und
ſeine Bürger hervorgehen könnten oder müßten. Nur dieſe Theile der
Grundrechte ſollen hier beſonders hervorgehoben werden. Die Beſtim-
mungen des 133 gefährden die Wohlfahrt des bairiſchen Gewerbſtan-
des, und ſtellen das Einſtrömen armer Bevölkerung in das Königreich
in Ausſicht. Es iſt ſchon oben angedeutet worden welche Grenze in
dieſer Hinſicht zwiſchen der Reichsgeſetzgebung und der Geſetzgebung
der Einzelſtaaten zu ziehen ſein dürfte. Jedenfalls aber könnte von der
Anwendung dieſer Sätze nur unter der Vorausſetzung vollſtändiger Ge
genſeitigkeit die Rede ſein. Der Jnhalt des 137 giebt zu zwei Bemer-
kungen Veranlaſſung. Nach dem erſten Abſatze ſoll der Adel als Stand
aufgehoben ſein. Dies kann nicht den Sinn haben, daß die adeligen
Familien gehalten wären, ihren Namen zu andern vielmehr ſollen
dadurch die Vorrechte des Adels beſeitigt werden. Dieſe Beſeitigung iſt
zu einem großen Theile in Baiern bereits durchgeführt, und wird bei
Reviſion der Verfaſſungsurkunde dem Art. III. des Einführungsgeſetzes
gemäß vollendet werden. Nicht unbedenklich erſcheint dagegen die gänz-
liche Beſeitigung der Stellvertretung bei der Wehrpflicht, wie dies erſt
neuerdings auch in Frankreich wieder anerkannt worden iſt, und es
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dürfte gerathen ſein, dieſe Frage einer nochmaligen Erwagung durch
die Organe der Geſetzgebung zu unterſtellen. Jn H. 139 wird die To-
desſtrafe mit Ausnahme weniger Fälle aufgehoben. So unſtreitbar es
auch iſt, daß bisher die Todesſtrafe in zu vielen Fällen angedroht war,
ſo wird doch ſehr zu erwägen ſein, ob die hier angenommenen Fälle
ihrer Zuläſſigkeit nicht allzubeſchränkt ſeien, und es könnten dieſe Sätse
in Baiern ohne Nachtheil für die Rechtsſicherheit nur unter der Vor
ausſetzung angenommen werden daß ſie in ganz Deutſchland zur Gel-
tung kämen. Die in den 99. 144 151 enthaltenen Grundſätze werden
bei Reviſion der Verfaſſungsurkunde zur Geltung gebracht werden. Es
liegt jedoch gleichmäßig im Jntereſſe des Staats und der Kirche, daß
nicht jede Verbindung zwiſchen beiden gelöſt, und die ſich hierauf be
ziehenden Beſtimmungen in 145--147 klar ausgeprägt werden. Der
erſte Satz in F. 156 macht eine geeignete Modification des Staatsdie-
neredicts nothwendig um eine ubermäßige Belaſtung der Staatskaſſe
abzuwenden.

Die im 157 ausgeſprochene Aufhebung des Schulgeldes wird neue
Gemeindeumlagen nothwendig machen. Daher wird bei jener Aufhebung
nur allmälig zu Werke gegangen werden können. Durch g. 165 und 170
werden die Intereſſen des Grundbeſitzes und der Wohlſtand des Bauern-
ſtandes in vielen Theilen des Königreichs eben ſo ſehr gefährdet, als durch
9. 133 der Gewerbeſtand. Die völlig unbeſchränkte Theilbarkeit des Grund
beſitzes trägt nicht minder große Gefahren in ſich als die unbedingte Ge
werbefreiheit. Die Familienfideicommiſſe müſſen zwar aufhören, ein Vor
recht des Adels zu ſein und ſind daher in ihrer bisherigen Geſtalt aller
dings aufzuheben. Dagegen erſcheint es als Bedürfniß und durch den
Grundſatz der freien Verfügung über das Vermögen geboten, daß allen
Staatsburgern gleichmäßig die Möglichkeit gewahrt werde, größere Guts-
complexe ungetheilt zu erhalten. Das Verbot der Ausnahmsgerichte in
9. 175 kann nur den Sinn haben daß nicht für einen beſondern Fall ein
nicht ſchon im Geſetze vorgeſehenes Gericht (Specialgericht) eingeſetzt wer
den kann. Dies ſind die Bedenken welche die Regierung gegen die von
der Nationalverſammlung beſchloſſene Verfaſſung zu erheben ſich verpflich-
tet hielt. Werden dieſelben durch eine Reviſion beſeitigt, ſo wird die Re
gierung ihre Anerkennung nicht verſagen. Durch dieſe offene Darlegung
glaubt die Regierung Sr. Maj. des Königs bewieſen zu haben daß es
ihr Ernſt iſt mit dem Beſtreben dem deutſchen Volk eine kräftigeinigende
Geſammtverfaſſung, ſo viel an ihr iſt, zu begründen, und ſie giebt ſich
der Hoffnung hin, es werde, wenn die Kammern auf eine Prufung dieſer
Darlegung eingehen, gelingen einige Einigung zwiſchen der Regierung
und den Vertretern des bairiſchen Volks über dieſe Angelegenheit zu er-
zielen. Jn dieſer Hoffnung ſieht die Regierung der Erklärung der Kam-
mern über die gegenwärtige Vorlage entgegen. München den 18. Mai
1849.

Kaiſerslautern, d. 19. Mai. Die Mitglieder der
proviſoriſchen Regierung haben ſich heute nach Speyer begeben.
In einer geſtern von hier aus erlaſſenen Proklamation werden
ſammtliche Beamten in ihren Stellen beſtätigt, und alle wegen
politiſcher Vergehen und Verbrechen Angeſchuldigten oder Ver-
urtheilten amneſtirt. Heute rückten wieder Chevauxlegers von
Zweibrucken, deſſen Garniſon nun ganz aufgeloſt iſt, hier ein.
Auch Landau entleert ſich täglich mehr. Unter den zuletzt An-
gekommenen befinden ſich einige Artillerieoffiziere. Die ſchon
länger hier anweſenden und eingereihten Truppenabtheilungen
haben dieſen Nachmittag plotzlich Marſchordre nach Reuſtadt
erhalten.

Breslau, d. 19. Mai.
bekannt

Als ein Beitrag zur Aufklärung des öffentlichen Urtheils über den
Charakter des hier am 6. und 7. d. M. ausgebrochenen Aufruhrs mag
das nachſtehende Schriftſtück dienen welches einem der Verhafteten abge-
nommen worden Die Grundſätze und Forderungen der deutſchen Social
Demokraten ſind folgende: 1) eine ſocial- demokratiſche Republik über
ganz Deutſchland (d. h. Staatsumſturz, die Revolution). 2) Eine National-
verſammlung, welche aus dem Volke durch direkte Wahl ohne Cenſus her-
vorgeht, aus der Nationalverſammlung geht der Präſident und die Mini-
ſter und ſonſtige Regierungsperſonen hervor welche dem Volke verant-
wortlich ſind. 3) Die Beſteuerung des Kapitals muß eingeführt werden,
d. h. jährlich 1 pCt. alle Gewerbe, oder alles was betrieben wird, mit
einem Vermögen unter eintauſend Thaler müſſen ſteuerfrei ſein die Be
ſteuerung aller Lebensmittel muß aufhören. 4) Der Staat muß die Ar-
beit, d. h. die Exiſtenz der Arbeiter ſichern (nicht ſo wie jetzt, jetzt ſichert
der Staat dem Arbeiter die Subſiſtenz). 5) Die Einführung des Aſſo
cionirens aller Arbeiten. 6) Der Staat muß alle Landgüter, Domainen,

Das Polizeipraſidium macht

Fabriken und alle Eiſenbahnen ſuchen an ſich zu kaufen, durch jährliche
Zinſen muß auch das Kapital bezahlt werden dann wird auch der Staat

jedem Arbeiter die Arbeit oder Exiſtenz ſichern können (auch wird hier
durch der tyranniſchen Herrſchaft des Kapitals entgegengetreten, die jetzt
den Arbeiter drückt und tyranniſirt). 7) Die Beſchränkung des Erbrechts

(d. h. kein Kind kann nicht mehr von ſeinen Eltern erben als 20 Tau
ſend Thaler, was da bleibt, wenn es eingetheilt iſt, fällt der Staatskaſſe
zu, ſind keine Kinder und Anverwandte, die ſchon alle ein Vermögen von
20 Tauſend Thalern beſitzen, fällt alles an die Staarskaſſe). 8) Eine all
gemeine Volksbewaffnung, ausgeſchloſſen die Korrigenden und Minderjäh
rige, damit das Volk auch ſeine Freiheit ſchütze. 9) Aufhebung des
ſtehenden Heeres (damit wir keinen Staat voll Faullenzer haben). 10)
Der Staat muß ein Verbindniß ſchließen mit allen Freiſtaaten, damit alle
Eroberungs und Unterdrückungsgelüſte zwiſchen deutſchen und nichtdeutſchen
Staatsgenoſſen gänzlich aufhören. 11) Allgemeine Volksſchulen müſſen
vom Staate errichtet werden. 12) Trennung der Kirchen vom Staate,
jede Gemeinde muß ſelbſt ihre Pfaffen beſolden, ſo wie auch die Kirche
von der Schule müſſe getrennt ſein, damit die Verdummung der Pfaffen
auf das Volk aufhört. 13) Ein Preßgeſetz muß eingeführt werden wer
den Volk ſchreibt oder ſpricht, muß durch das Blutgericht beſtraft
w

Dresden, d. 21. Mai. Jn Folge der Enthüllungen,
welche der Obercommandant des Aufſtandes, Heinze, gemacht
hat, iſt bekanntlich am 16. Mai der Obertribunalrath Waldeck
in Berlin verhaftet worden. Man erzahlt darüber folgendes
Nähere Der Eriminalcommiſſarius trat zu ihm in das Ar
beitszimmer mit der Aufforderung, gewiſſe Papiere auszuliefern.
Waldeck erklärte, ſolche nicht zu beſitzen. Man ruckte hierauf
das Sopha von der Wand, öffnete ein verborgenes Wand-
ſchrankchen dahinter und bemachtigte ſich der darin enthaltenen
Papiere. Als Waldeck im Gefängnißlokal angelangt war, ſoll
er ohnmächtig zuſammengeſunken ſein. Die Neue Preuß. Zei-
tung will wiſſen, daß der hier verhaftete Bakunin folgende wich
tige Papiere beſitze: 1) das Original des Schlacht und Brand-
plans für Berlin zum 12. November 1848 2) das Original
eines Planes zum allgemeinen blutigen Aufſtande für die pol-
niſche Sache (im December 1848 unter Mieroslawski's Mit-
wirkung in Breslau entworfen); 3) ſämmtliche Papiere über
den Aufſtand in Erfurt; 4) einen Originalbrief Waldeck's an
das Mitglied der proviſoriſchen Regierung Todt und 5) wich-
tige Papiere über die polniſchen Verbindungen. Wir wiſſen hier
nur ſo viel, daß allerdings wichtige Papiere bei Bakunin ge
funden worden ſind.
Horſens, d. 15. Mai, Mittags. Die Preußen haben

dieſe Stadt mit dem 12. und 15. Linienregimente, dem 1. Ba
taillon des 17. Landwehr-Regiment, dem 8. Huſaren-Regimente
und einer 12pfündigen Batterie, in Summa 7000 Mann, be
ſetzt. Die Bürger ſind gut mit ihren Feinden zufrieden
Handel und Gewerbe gehen ungehindert fort. Heute Morgen
ſind aus der Stadt Horſens 500 Schanzarbeiter requirirt, um
die von den Däanen angelegten Schanzen eine Viertelſtunde vor
der Stadt zu demoliren. Unſer Vortrab ſoll Skanderborg (21/
Meilen dieſſeit Aarhuus) beſetzt haben.

Ungarn.
Von der ungariſchen Grenze, d. 17. Mai. Die

Kriegsoperationen ſind wieder im Beginn wahrend ein
Theil der kaiſerl. Armee die Jnſel Schutt von den Magyaren
ſo ziemlich geſaäubert hat, ſcheinen in nächſter Zeit die Komi-
tate, welche den nordweſtlichen Winkel des Ungarreichs bilden,
der Schauplatz eines ereignißvollen Schlages werden zu wollen.
Ein ſtarkes Ruſſenkorps rückt aus Galizien auf der Straße
über Jordanow in die Arva ein und wird ſich wohl bald mit
dem in und bei Trentſchin ſtehenden Armeekorps Vogel in Ver-
bindung ſetzen. Zu dieſen Korps ſtoßen nun auch kaiſerl. Trup-
pen vom Süden. Wahrend ich dies ſchreibe, iſt die Brigade
Jablonowski, die in letzterer Zeit in Tyrnau lag, vielleicht ſchon
in Verbo (bei Poöſteny) eingerückt, und Vogel iſt mithin mit
der Hauptarmee, die von da bis hinab nach Oedenburg reicht,



verbunden.
Tyrnau die Bruückenequipagen geſendet, die dem kaiſerl. Heere,
das nun in langer Front dem ganzen rechten Waaggufer entlang
ſteht, den Uebergang über die Waag an ſechs Punkten ermög
lichen ſoll. Als zweites Treffen dieſer Schlachtreihe mochte ich
das bei Hradiſch koncentrirte ruſſiſche Armeekorps betrachten.
Nach Jablonowski rückte in Tyrnau F.M.-L. Wohlgemuth mit
zwei Brigaden und drei ſechs und zwolfpfündigen und einer
halben Raketenbatterie ein, ſendete aber einen Theil ſeiner Trup-
pen noch denſelben Tag nordweſtwaärts gegen Leopoldſtadt. Die
Maſſe Munitionswagen, welche er mitführte, iſt Bürge dafür,
daß die Oeſterreicher ſich nicht wieder, wie ſeit den Tagen von
Hatvan, aus Mangel an Munition werden zurückziehen müſſen.
Wohlgemuth's Brigaden dürften den nächſten Kampf zu beſtehen
haben, denn unmittelbar Leopoldſtadt gegenüber, bei Freiſtadtl,
haben die Jnſurgenten eine Geſchützreihe von 40 Kanonen auf-
geführt. F.-3.-M. Welden wird heute in Tyrnau erwartet.

Vereinigte Gemeinde.
Sonntag den 27. Mai 9 Uhr Herr Prediger Möbius.
Montag den 28. Mai 9 Uhr Herr G. A. Wislicenus.

Fonds und Geld-Cours.
Berlin den 22. Mai.

Zf. Brief. Geld. Zf. Brief. Geh.r. Freiw. Anl. 5 101 wör', Pomm. Pfndbr. 32/, 9211 92*
e Schuldſch. 33/,1 79 ſ. u. Nm. do. 3 93 93
Seeh. Pr. Sch. 11100 chlefiſche do. 3
Kur u. Neum. o. Lit. B. gaSchuldverſchr. 3 S rant. do. 3Brl. StadtObl. e 988 98 Pr. Bk.-A.Sch. 882 872

do. do. aWſtpr. Pfandbr. 3 847/, edrichsd'or 132Großh. Poſ. do. 4 96 And. Goldm. à
do. do. 32 80 80 13 125,Oſtpr. Pfandbr. 3 Dis conto

Eiſenbahn Aectien.

t Zf. Prioritärs 3f.n. ectien.r Berl. Anhalt 86 BA. B. 4 758 bz. do. Hambg. 91 Sdo. Hamb. 4 59 bz. u. B. do. II. Serie
do. St.Star. 4 878/, o. Potsd.M. 2 82/, bdo. Potsd.- M. 4 52 bz. u. G. o. do. 5 93 bz.
MagdHlbſt. 4 Verk. fehl. 116 geb. do. Stettiner 5 103 V.

do. Leipziger 4 2 od. Leipz. JHalle Thür. 4 48 G. alle Thür. 86/, bz. u. G.
Cöln Mind. 31/,76/, B. 76 G. sln Mind. a /92 b. u. B.
do. Aachen 4 45/, bz. u. G. h.v. St. gar.
Bonn Cöln 5 S 1.Priorität 4 SIDüſſeld.-Elf. 4 2 o. St. Pr. 4 SSteel. Vohw. 4 Düſſeld.Elf.Rſchl.Mark. 71/, B. 71 G. chl.-MRärk. 4 85/, bz.
do. Zweigbhn. 4 do. 5 28 S.Obſchl. I. A. 32 92 bz. u. G. do. III. Serie 5 82 G. 93 B.
do. Lit B. 31 92/, bz. u. G. do. 9wgbhn. 4

Coſel-Oderb. 4 2 do. do. 5 78 B.
Bresl. Freib. 4 berſchl. 4Krak.Obſchl.! 4 38/, G. Krak.Obſchl.) 4 770 G.
Berg. Märk.! 4 54 B. CoſelOderb. 5 SStarg. Poſ. 31/,771 B. 70/, G. teel.Bohw. 5 88 G.
BriegReiſſe 4 II. Serie] 5Mgd.Wittb. 4 S Brsl. Freib. 4Berg. -Märk.] 4 (97 B.

u

Quitt. B. erAach.Maſtr. 4 F eipz.Dresd. 44

4

Ansl. b. gielAit. Sp.gFr.-W.Ndb. 4 33/, à bz. u. G. Amſt. R. Fl. 4
do. Priorit. 5 91/, G. clb. Thir. 4 31/, G.

Bis Trentſchin hinauf wurden von Presburg und Getreidepreiſe.
(RNach Berliner Scheffel und preuß. Gelde.)

Halle den 22. Mai.

Weizen 1 27 6 A& bis 2 2Roggen eGerſte o 23 9 26Hafer 15 17Magdeburg, den 22. Mai. Nach Wispeln.)

Weizen 46 50 Gerſte 20Roggen 25 27 Hafer 132
Berlin den 22. Mai.

Beizen nach Qualität 54—58
Roggen loco und ſchwimmend 25 26

Fr. Mai/ Juni 26 Br. 252 G.
Jnni,/ Juli 26 bz. u. G. 26 Br.
Juli Auguſt 27 Br., 26/, G.
Sept. /Octbr. 28 Sr. 28 G.

Gerſte, große, loco 2224

Hafer loco nach Qualität 15--16
Erbſen Kochwaare 26—-28

Futterwaare 25-27
Rüböl loco 137 Br. 13 G.

pr. dieſen Monat 13 bz.
Mai/ Juni 33 bz., 131,, G.
Juni/ Juli 13/, Br. 13 G.
Juli Auguſt 13 Br. 13 G.
Aug./ Sept. 13 Br. 12“
Sept Oct. 128, bz. u. Br.

Leinöl loco
pr. Lieferung 9

Spiritus loco 16 à bz.
Juni Juli 16 Br. 16 G.Juli Auguſt 17 Br. 168, G.

Waſſerſtand der Saale bei Halle
am 22. Mai Abends 6 Uhr am Unterpegel 6 guß 2 3oll.
am 23. Mai Morgens 6 Uhr am Unterpegel 6 Zuß 2 Zoll.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
am 22. Mai Nr. 0 und 2 Zoll.

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 22. bis 23. Mai.

Jm Kronprinzen: Hr. Geh. Kammerrath v. d. Brinkmann a. Braun
ſchweig. Die Hrru. Stuo. Wright a. St. Andreas, Weichelt a. Göt
tingen. Die Hrrnu. Kauft. Höſche a. Düren, Franket a. Braun
ſchweig, Lippold a. Düſſeldorf, Schwarz a. Stettin.

Dtadt Zürich Hr. Poſt Jnſp. Philipsborn u. Hr. Kaufm. Hirſch a.
Berlin. Hr. Dr. jur. Müller a. Wittenberg. Die Hrru. Kaufl. Ha
ſencamp a. Erfurt, Werner a. Stettin. Frau Juſtiz- Amtm. Bank
m. Fam. a. Schraplau.

Eoldnen NAing: Hr. Oekon. Comm. Köhler a. Kottbus. Die Hrru.
Naumann a. Arnſtedt, Brandt a. Leipzig, Rietnitz a. Bran-

enburg.
Engliſcher Hof Die Hrru. Kaufl. Haffner a. Stettin Hacke, Dewit

u. Grün a. Montjoie. Hr. Med. Rath Münch u. Hr. Dr. med.
Klaproth a. Berlin. Hr. OLG.Aſſeſſor Schröder a. Elſterwerda.

Goldnen Löwen Die Hrrnu. Kauft. Seppke a. Brandenburg, Hum-
ber a. Jena Hr. Buchhdlr. Schmalfeld a. Dresden. Hr. Jnſp.
Soldmann a. Hannover. Hr. Gutsbeſ. Kleinig a. Stettin. Hr. Dr.
med. Bomberg a. Berlin.

Stadt Hamburg Die Hrrnu. Kaufl. Henſchel a. Meiningen, Leimont
a. Antwerpen, Kranz a. Dresden Stensky a. Naumburg. Hr. Ne
gotiant de Nivers a. Paris. Hr. Oekon. Mohr a. Deutsberg. Hr.
Prof. Henning a. Baden.

Schwarzen Bär: Hr. Oekon. Meißner a. Blankenburg. Hr. Kaufm.
Döhler a. Jngolſtadt. Hr. Mechan. Böttcher a. Braunſchweig.

Goldne Kugel Die Hrru. Kauſfi. Stahl a. Erfurt, Stephan a. Leip
zig Lichtenheim a. Dresden Kranebol a. Halberſtadt. Hr. Bier
brauer Heßner a. Jlmenau.

Zur Eiſenbahn: Hr. Baron v. Waldenburg m. Dienerſch. u. die
Hrrnu. Kaufl. Lencke u. Lehmann a. Berlin, Billner a. Erfurt. Hr.
Major v. Blankenburg a. Erfurt. Hr. Paſtor Perthes a. Schönau.

e
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Bekanntmachungen.
Ueber das Vermögen des Hutfabrikan-

ten Johann George Staginnus von
hier, beſtehend in einer Activ-Maſſe von
etwa 10,000 und einer Paſſiv- Maſſe
von etwa 12,000 einſchließlich 10,350
J Hyypothekenſchulden, welche auf dem
zu 9429 27 9 1 5 taxirten Hauſe
Nr. 182 hierſelbſt eingetragen ſind, iſt
durch Verfügung vom 2. December 1848
der Concurs eröffnet worden.

Es werden daher Alle, welche an die
Maſſe Anſprüche zu haben glauben, hier-
durch aufgefordert, dieſelben binnen neun
Wochen und ſpäteſtens in dem, vor dem
Deputirten Gerichtsrathe Stecher an
Gerichtsſtelle hierſelbſt Zimmer Nr. 6 auf

den 2. Auguſt 1849 Vormittags
10 Uhr

anberaumten Liquidations Termine ent-
weder in Perſon, oder durch einen der
hieſigen RechtsAnwälte, von denen ihnen
bei etwaiger Unbekanntſchaft die Herren
Juſtizrath Quinque, Ebmeier und
Gödecke in Vorſchlag gebracht werden,
anzumelden und zu beſcheinigen, bei un-
terlaſſener Anmeldung und beim Ausblei-
ben im Termine aber zu gewaärtigen,
daß ſie mit ihren Anſprüchen praäkludirt
werden und ihnen deshalb gegen die übri-
gen Glaäubiger ein ewiges Stillſchweigen
auferlegt wird.

Halle a/S., den 30. April 1849.
Königl. Kreis- Gericht.

1. Abtheilung.
v. Koönen.

Oeffentliche Vorladung.
Ueber das Vermögen des zu Giebi-

chenſtein verſtorbenen Eiſengießereibe-
ſitzers Auguſt Theodor Ferdinand
Felber, deſſen Schulden den Aktivnach-
laß nach dem eingereichten Jnventarium
um 11483 A 3 M 6 überſteigen iſt
durch Verfügung vom 6. Februar d. J.
der Konkurs eröffnet worden.

Es werden daher alle diejenigen, wel-
che Anſprüche an die Maſſe zu haben glau-
ben, hierdurch vorgeladen, dieſelben bin-
nen 3 Monaten, ſpäteſtens aber in dem auf

den 5. September d. J.
Vormittags um 9 Uhr

vor dem Deputirten, Herrn Oberlandes-
gerichts- Aſſeſſor Wiemszewski, an Ge-
richtsſtelle hierſelbſt, eine Treppe hoch,
Zimmer Nr. 6, anberaumten Termine ent
weder in Perſon oder durch einen der hie-
ſigen Rechtsanwälte, von denen ihnen bei
etwaiger Unbekanntſchaft die Herren Juſtiz-
rath Quinque, Riemer u. Ebmeier
in Vorſchlag gebracht werden, anzumelden
und zu beſcheinigen, bei unterlaſſener An-
meldung und beim Ausbleiben im Termi-
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ne aber zu gewärtigen, daß ſie mit ihren
Anſprüchen präkludirt werden und ihnen
ein ewiges Stillſchweigen gegen die übri-
gen Glaäubiger auferlegt werden wird.

Halle a/S., den 12. Mai 1849.
Königl. Kreisgericht I. Abtheilung.

v. Koenen.

Nachverzeichnete Briefe ſind an die de-
ſignirten Empfänger nicht zu beſtellen ge
weſen und deshalb zuruckgeſchickt worden.
Die Abſender werden zur ſchleunigen Abho-
lung und Ausloöſung hiermit aufgefordert.

1) An Madame Beauwas in Ber-
lin. 2) un das Ober- Landgericht in
Coblenz. 3) An den Kellner Rudolph
Nacke mit 1 in Berlin. 4) An
Hrn. Wock in Volkmardorf. 5) An
Fräulein E. Magdolff in Cöthen. 6)
An Hrn. Oeconom Mohler in Merſe
burg. 7) An Hrn. Ernſt Luchding
in Bremen. 8) An Hrn. A. M. Pook
in Danzig. 9) An Hrn. Weißen-
born, Glashändler, hier. 10) An Hrn.
Bäckermeiſter Bottcher in Querfurt.
11) An Frau Walzentorf in Nord-
hauſen. 12) An den Garde-Landwehr-
mann L. Holk in Magdeburg. 13)
An Frau Türhof in Halle. 14) An
den Schriftſetzerlehrling Harting in Ber-
lin. 15) An Petronelia Sierscynski
in Kowalewo. 16) An Hrn. Baron
v. Speck in Schkeuditz. 17) An Frau

artmann in Dammdorf. 18) An
Hrn. Carl Ambronn in Steinbach.
19) An Hrn. Schuhmachermeiſter Fück-
ler in Magdeburg. 20) An Friede-

rike Töölſch in Bannewitz. 21) An
den Ober- Kellner Carl Schilling in
Leipzig. 22) An den Pferdebändiger
Hrn. Schuſter in Gr. Werthern. 23)
An Hrn. Paſtor zu Müllerdorf. 24)
An Hrn. Fuß in Paſſendorf. 25) An
den Boöttchergeſellen F. Langner in Leip

zig. 26) An Wittwe Frau Stein wert
in Annaberg. 27) An Hrn. Ernſt
Geor in München. 28) An Hrn. C.
F. Lucus in Mücheln. 29) An Hrn.
Stellmachergeſellen H. Michels in Al-
tena. 30) An die Herren Gebr. Un-
verdorben in Dahme. 31) An Mr.
James (Neger), Kutſcher in Gera.

Halle, den 22. Mai 1849.
Königl. Ober-Poſt-Amt.

Göſchel.

Mein ſchöner Mansfelder
Bergwein, 18A2r, das Quart
S die Flaſche 6 ein milder
Tiſchwein und zur Bereitung von Maitrank
zu empfehlen iſt mindeſtens eben ſo gut,
wenn nicht beſſer, als der Wein, welcher
unter dem Namen eines leichten Rhein-
und Moſelweins ausgeboten und verkauft
wird dieſen offerirt ergebenſt

W. Fürſtenberg.

Die erſten neuen Madjes-
Heringe erhielt

G. Goldſchmidt.

Wanzen-Tincturbei F. A. Hering.
Neue Madjes- Heringe empfiehlt billigſt

die Heringshandlung Boltz e.
Die Anſprache an unſere Mitbürger vom 14. d. M.,

die Noth derjenigen Familien, welchen ſeit dem Zuſammenziehen der Landwehr
der Ernahrer fehlt, durch thätige Beihülfe zu lindern,

hat bereits ſegensreiche Früchte getragen! Jndeſſen die Zahl der Bedurftigen iſt groß
und noch reichen die eingegangenen Beiträge zu jenem Zwecke bei Weitem nicht aus.

So wie die Landwehrmanner hieſiger Stadt mit hochherziger Bereitwilligkeit die
Waffen ergriffen haben, um der Anarchie kräftig entgegenzutreten, ſo laſſen auch Sie,
geehrte Mitbuürger, uns vereinigen ihnen in dem ſchweren Berufe wenigſtens die
Beruhigung zu verſchaffen, daß ihre zurückgebliebenen Frauen und Kinder nicht darben.

Ein Jeder beeile ſich, auf dem Altare des Vaterlandes nach ſeinen Kräften zu
opfern, und uns dadurch in den Stand zu ſetzen, das begonnene Werk ſo durchzu
führen, wie es die fernen Wehrmaänner von unſerm Patriotismus zu erwarten be
rechtigt ſind.

Auch an die Frauen Halle's richten wir die Bitte, den Zweck zu foördern, unter
ſich Vereine zur Einſammlung von Beitragen zu bilden, und gemeinſchaftlich mit uns
deren Vertheilung zu bewirken.

Es iſt dies gewiß die geringſte Anerkennung
Kampfe ausgezogenen Mitbürgern ſchulden!

Wir werden ſpäter über die eingekommenen Gelder und über deren Verwendung
gewiſſenhaft Rechenſchaft ablegen.

Halle, den 22. Mai 1849.
Fr. Boltze. Wagner. Helm.
Fritſch. Heiſe. Riemer.

welche wir unſeren zu ernſtem

Jentzſch II.acob.z Friedrich I.Colberg.



Subhaſtationspatent.
Ausgeklagter Schulden halber wird das

in hieſiger Fährgaſſe sub No. 18 liegende
Wohnhaus des Lohgerbermeiſters Hein-
rich Harniſch, welches zu 3500 Gold
gerichtlich taxirt iſt, zum offentlichen Ver
kauf an den Meiſtbietenden geſtellt. Zu
dem Ende iſt

der 5. Juli e.
zum einzigen und ausſchließlichen Bie-
tungstermine anberaumt und werden be
ſitz- und zahlungsfähige Kaufluſtige hier-
durch geladen, an dieſem Tage Morgens
11 Uhr vor dem Herrn Stadt und Land
gerichtsaſſeſſor Hedicke an hieſiger Ge
richtsſtelle zu erſcheinen, nach Eröffnung
der Verkaufsbedingungen ihre Gebote zu
thun und auf das Meiſtgebot nach Vor-
ſchrift des Subhaſtationsedicts, Mittags
12 Uhr den Zuſchlag oder ſonſtige Reſo-
lution zu erwarten.

Bernburg, d. 5. April 1849.
Herzogl. Anhalt. Stadt und

Landgericht.
A. Pietſcher.

Fr. Habicht.
Onera:

5 17 Gr. Landſteuer,
S 5 zu jeder Quart,

416 Hausſchoß.

Auetion.
Die zur Kaufmann Striegnitzſchen

Konkurs-Maſſe von hier gehörigen Schnitt
und Material Waaren nebſt einigen an
dern Mobilien ſollen auf den 14. Juni
dieſes Jahres fruh 9 Uhr und nach Be-
finden den folgenden Tag auf dem hieſigen
Rathskeller oöffentlich meiſtbietend gegen
gleich baare Bezahlung verkauft werden.

Eckartsberga, d. 19. Mai 1849.
Königl. Gerichts- Kommiſſion.

Bekanntmachung.
Der Geſchaftsbericht des Direktoriums

der Magdeburg Cöthen Halle Leipziger
Eiſenbahn Geſellſchaft für das Jahr 1848
wird von der Güter- Expedition in Halle
auf Verlangen ausgegeben.

Einen Lehrling, mit den nöthigen Schul-
kenntniſſen verſehen, ſucht zum ſofortigen
Antritt der Kaufmann F. W. Rüprecht.

Den 2. und 3. Pfingſtfeiertag in der
Thieleke'ſchen Reſtauration zu Niem-
berg Concert und Ball von der Familie
Drechsler.

Neue Madjes-- Heringe bei

C. G. Theune Brauer.
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Bekanntmachung.
Die zu Oberthau bei Schkeuditz be

legene Mahl, Oel und Schneidemühle
ſoll einzeln oder mit dazu gehörigen Aeckern,
beſtehend aus 110 Berliner Scheffel Aus-
ſaat und 18 Acker Wieſe, auch dem reſp.
Jnventario, in dem

am 16. Juni 1849 Vormittags
10 Uhr

anberaumten Termine meiſtbietend verkauft
werden. Verkaufsbedingungen ſind vorher
einzuſehen.

Der Rechtsanwalt Wilke zu Halle a/S.

Mehrere angehende Marqueure werden
geſucht durch J. G. Fiedler, kl. Stein
ſtraße.

Ein ordentlicher, mit guten Atteſten
verſehener Kutſcher und ein ſolides Haus-
mädchen finden ſogleich Unterkommen durch

J. G. Fiedler, kl. Steinſtraße.

Ein Rollwagen, zwei eiſerne Pferde-
raufen und eine Kartoffelmühle ſind billig
zu verkaufen beim Schmiedemeiſter Wenk
in Halle, Leipzigerſtraße Nr. 287.

Mutzen
fur Herren und Knaben, ſehr elegant ge
arbeitet, in Seide und Tuch, ſo wie in
allen neuen Stoffen empfiehlt zu ſoliden
Preiſen Carl Pötſch,
Brüderſtraße neben dem Kaufmann Hrn.

Pintus.
Glace- Handſchuhe

fur Herren und Damen, ſo wie feine
Herren -Waäſche, Shlipſe, Cravatten und
Gummi-Hoſentrager empfiehlt

Carl Pötſch.

Bekanntmachung über Jahr-
marktsangelegenheiten.

Allen hieſigen und auswärtigen Han-
deltreibenden, welche den Delitzſcher
Jahrmarkt beziehen diene hierdurch zur
Nachricht, daß das Ausgeben der Buden
in bisheriger Wohnung nach dem Tode
meines Bruders hiermit aufhort, indem
ich daſſelbe nicht fortſetze. Diejenigen,
welche bisher Buden von meinem Bruder
entnommen haben, müſſen ſich nächſtkom-
menden Jahrmarkt anderwaärts hinwen-
den, indem ich geſonnen bin, ſammtliches
Budenzeug gegen gleich baare Bezahlung
zu verkaufen. Kaufliebhaber können ſich
zur Beſprechung hierüber zu jeder Zeit bei
mir einfinden.

Delitz ſch, den 23. Mai 1849.
G. Krauße, Sattlermeiſter,

vor dem breiten Thor.

Gebauerſche Buchdruckerei.

Ein mit den nöthigen Schulkenntniſſen
verſehenes anſtändiges Mädchen, welches
bereits mehrere Jahre in einer Hauswirth-
ſchaft beſchäftigt war, gegenwaärtig aber
zur Erlernung der Landwirthſchaft auf
einem Gute conditionirt, ſucht wegen Ver-
änderung der Pächter zur Fortſetzung ih-
rer Lehrzeit ein anderweitiges Unterkom-
men. Hierauf Reflektirende wollen ſich
deshalb gefälligſt an den Tiſchlermeiſter
Mente in Halle, Glaucha Nr. 1761,
wenden oder ihre Adreſſen unter der Chiffre
B. A. III. daſelbſt einſenden.

Wieſenverpachtung.
Die Pfarre zu Wörmlitz hat 8 bis

9 Morgen doppelſchürige Wieſen zu ver-
pachten.

Ein ordentlicher Kutſcher, ſo wie ein
Hausknecht werden ſofort verlangt im Eng-
liſchen Hof.

Kirſchen- Verpachtung.
Sonntag den 3. Juni d. J. ſollen die

Kirſchen auf der Chauſſee bei Hohen-
thurm verpachtet werden.

Rapſilber.
Zwei tüchtige Wirthſchafterinnen, ver-

ſehen mit guten Zeugniſſen, ſowie auch
ein Gärtner werden geſucht, und iſt das
Nähere zu erfragen Halle, Neumarktr,
Geiſtſtraße Nr. 1262.

Jn der großen Klausſtraße iſt ein La-
den und Wohnung von Michaeli ab zu
vermiethen. Zu erfragen bei Gold-
ſchmidt am Rothen Thurm.

Den 2. und 3. Pfingſtfeiertag ladet
zum Tanzvergnuügen ganz ergebenſt ein

W. Weber in Hohenthurm.

Erithrina crista gallä em-
pfiehlt als etwas Prachtvolles ins freie
Land zu pflanzen, ſowie noch verſchiede-
nes ſich dazu Eignendes

C. Rööder, Steinweg Nr. 1703.

Gegen vierfache Sicherheit werden auf ein
Bauergut 3000 zur erſten Hypothek
geſucht. Zu erfragen Mittelſtraße Nr. 139.

Thüringer Bahnhof.
Heute Nachmittag Unterhaltungsmuſik.

Tivoli-Theater in Halle.
Donnerstag den 24. Mai: Die Liebe

im Eckhauſe, Luſtſpiel in 2 Akten
von Cosmar. Hierauf: Der Stell-
vertreter, Original-Luſtſpiel in 1 Akt
von Angely.
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ſſen Beilage zu Nr. IIS des Couriers, H alliſcher Zeitung für Stadt und Land.
ches Donnerstag, den 24. Mai 18A9.rth- t Taber Deutſchlanv. berichtigen, als geſtern nur der Befehl zur ſofortigen Mobil-
auf Halle, d. 23. Mai. Unſere Leſer machen wir auf einen machung der Gardelandwehr eingegangen die übrige geſammte

Ber- vor wenigen Monaten erſchienenen Band anmuthiger lyriſcher
ih- Gedichte von Moritz Saint- Thomas aufmerkſam. Den
om- Ertrag dieſer Gedichtſammlung hat der Dichter, ein wiſſenſchaft
ſich Plicher, vielerfahrener und angeſehener Militaär, für die deutſche
iſter YKriegsmarine beſtimmt. Es hat ſich deshalb in Braunſchweig,
61, Yvo die Gedichte erſchienen ſind, ein beſonderes Komité gebildet,
iffre Ybeſtehend aus Morgenſtern, Präſidenten im Kriegskollegium,

dem Miniſter Schwarzenberg, dem Obriſtlieutenant Graäbe, Hof-
rath Henneberg, Profeſſor Knolle u. A. Das Komité hat in
einem Aufrufe alle deutſchen Patrioten zur Subſcription einge

bis laden, und mehrere deutſche Regierungen haben ſich dem Un-
ver Nrnehmen ſehr forderlich erwieſen, unter andern hat die preußi-

I Portofreiheit auf den Poſten bewilligt und durch Jnſtruk-
ein on die Poſtanſtalten angewieſen, die Subſcriptionsliſten auf

ng- amtlichem Wege zu verbreiten und dem gemeinnutzigen Unter
nehmen ſonſt jegliche Förderung zu gewähren. Jm Braun-
I|WRNsvweigiſchen und Hannoverſchen haben die Gedichte ſo viel An
klang gefunden, daß die Sammlung zum dritten Male gedruckt

die wird. Jndem auch wir des patriotiſchen Unternehmens eines
en- für die deutſche Sache begeiſterten Mannes gedenken, können

wir nur wünſchen, daß der Abſatz der Gedichtſammlung, welche
dem Prinzen Adalbert von Preußen, erſtem Mitbegrunder der
Fpeutſchen Marine, gewidmet iſt, gerade in Preußen einen mog-

ver- Füchſt reichen Erloös gewahren möge. Der Sinn fur große Un
uch Fternehmungen des Gemeinwohls und des Patriotismus erkaltet
das Pleicht, es iſt daher dankbarer Anerkennung werth, daß die Dich-
rkt, Puung in ſo hingebender Weiſe das Jhrige zur Belebung vater-

ländiſcher Jntereſſen gethan hat.
Berlin, d. 23. Mai. Se. Maj. der König haben geruht:

La Dem Schneider Joſeph Roſſa zu Stuhm, im Regierungs
zu Bezirk Marienwerder, die Rettungs Medaille am Bande zu

verleihen.

Der bisherige Rechts-Anwalt und Notarius Block zu
Roßla iſt als Rechts-Anwalt an das Kreisgericht zu Burg

Landwehr aber vorläufig noch nicht vollzählig einberufen iſt.
Es heißt allgemein, daß dies in den nächſten Tagen geſchehen
werde, allein ein definitiver Befehl iſt noch nicht eingegangen.

Zu Herbesthal, dem erſten preußiſchen Grenzorte gegen
Belgien, iſt geſtern Abend ein Transport von 9 Eiſenbahn
Wagen, die mit Munition, ſogar gefüllten Bomben, Shrapnells
und Gewehren beladen waren in Beſchlag genommen und heute
durch 50 Mann Soldaten hierher gebracht. Die ganze Ladung
war in Kiſten und Faſſer, mehr als 150 an der Zahl, ver
packt und als Champagner und Rheinwein deklarirt, an einen
Spediteur in Köln adreſſirt. Wie es ſich jetzt herausſtellt, iſt
dieſe Sendung für die Volkstruppen in Rheinbaiern und Ba-
den beſtimmt geweſen, nunmehr aber von der preußiſchen Re
gierung konfiscirt.

Wien, d. 20. Mai. Geſtern verbreitete ſich hier aber-
mals das Gerücht, Ofen ſei genommen worden. Am 14.
habe ein allgemeiner Angriff auf die Feſtung ſtattgefunden der
mit der Erſturmung derſelben endete; Hentzi habe ſich, da er
Alles verloren ſah, erſchoſſen, oder waäre, nach einer anderen
Verſion erſchoſſen worden. Es iſt kein wahres Wort an
dieſem Gerüchte; vielmehr wurde Peſth am 16. noch be-
ſchoſſen, und auf Ofen zwei wiederholte Angriffe gemacht,
ohne jedoch bis zum Mittage jenes Tages die Feſtung zur Un-
terwerfung gebracht zu haben. Ueber die ſpäteren Ereigniſſe
fehlt es zur Stunde noch an Nachrichten. (D. R.)

Eſſegg, d. 14. Mai. Der Banus iſt über Brood und
Deakowar hier zurückgekehrt und hat ſogleich ſeine Dispoſitio-
nen getroffen, um dem bedrängten Banat, wo nun auch Panc-
ſowa in die Hände der Rebellen fiel, zu Hülfe zu eilen.
Die Rebellen hauſen hunniſch in den eroberten Bezirken. Ueber
das Schickſal Temeswars und Arads erfahren wir nichts Be-
ſtimmtes, da die Kommunikation geſtoört iſt; eben ſo haben wir
noch keine Gewißheit von dem wirklich erfolgten Einrücken der
Ruſſen im Banate. Jn Vukowar wird ein Armee-Feld-

idet Fverſetzt und ihm das Notariat für das Departement des Appel-
lationsgerichts zu Magdeburg verliehen worden.

Se. Excellenz der Königl. ſachſiſche Staats Miniſter Behr
iſt nach Dresden von hier abgereiſt.

em Der Plan des engeren deutſchen Bundes iſt dem Verneh-
eie men nach in dieſen Tagen auf Schwierigkeiten in der Ausfuh-
de rung geſtoßen. Sowohl der oſterreichiſche als der bairiſche Ab-

geordnete haben erklärt, in den Verhandlungen vorläufig nicht
weiter vorgehn zu können. Preußen iſt dennoch entſchloſſen,
im Geleit Sachſens und Hannovers auf der betretenen Bahn
vorwärts zu gehen und die deutſche Verfaſſung erſter Leſung
zur Baſis der künftigen Reichsverfaſſung zu machen. Am Rhein
wird binnen acht Tagen ein imponirendes Truppencorps, von
beiläufig 60,000 Mann aufgeſtellt ſein, nicht um ſofort in Ba
den und in der Pfalz einzuſchreiten, ſondern um jedes Weiter-
greifen der Bewegung abzuſperren. Nur bei ausdruücklicher,
dringender Forderung wird das poſitive Einſchreiten ſtattfinden.

Bedauerlich bleibt es bei dieſer Lage der Dinge nur, daß
die Bundesfeſtung Raſt att, und wahrſcheinlich auch Land au
und Germersheim als verlorne Punkte angeſehen werden

il- wüſſen, die dem Aufruhr eine Menge theuren und wichtigen
et Naterials in die Hände geliefert haben. Durch eine ſtarke Be

ſetzung dieſer Orte mit zuverläſſigen Reichstruppen, hatte dem wohlvorgebeugt werden können und len da man auf die Moglich-

keit ſolcher Bewegungen längſt gefaßt ſein mußte. (Voſſ. Z.)
Köln, d. 21. Mai. Die geſtrige Mittheilung in Betreff

der Mobilmachung der rheiniſchen Landwehr iſt in ſofern zu

Spital etablirt.
Schweiz.

Aus Baſel vom 16. Mai wird der Allgemeinen Zeitung
geſchrieben Unſere Stadt iſt fortwährend mit Flüchtlingen
aus Baden, namentlich des Beamtenſtandes, angefüllt, und
jeder Bahnzug bringt uns neue. Andererſeits kehren die de-
mokratiſchen Fluchtlinge, welche an den frühern badiſchen Auf-
ſtanden Theil genommen und deshalb das Land verlaſſen hat-
ten, aus der Schweiz und aus Frankreich in daſſelbe zurück.
Von Republik war bis jetzt nicht die Rede, obſchon die Dinge
ſich zu nichts Anderm anzulaſſen ſcheinen als zur Republik,
und zwar zur rothen. Haben die Führer nicht den Muth, die
Sache bei ihrem wahren Namen zu nennen oder wollen ſie aus
Vorſicht und Klugheit ein Wort vermeiden, das Vielen ein
Anſtoß iſt

Deutſche National-Verſammlung.
Frankfurt, d. 21. Mai.

Die Sitzung wird um 10 Uhr eröffnet. Nach Verleſung des Pro
tokolls zeigt der Vorfitzende an, daß ſeit dem 19. d. M. 30 Zuſtimmungs-
adreſſen eingelaufen find, und daß der Herr Miniſterpräfident ihm das bei
dem Reichsminiſterium durch den ſächſiſchen Bevollmächtigten Kohlſchütter
überreichte Abberufungsſchreiben der ſächſiſchen Abgeordneten überſandt hat.
Der Vorſitzende verlieſt daſſelbe

Herr Miniſterpräſident! Die nämlichen bereits der Oeffentlichkeit über
gebenen Gründe und Erwägungen welche der königl. preußiſchen Verord
nung vom 14. d. M. unterliegen wodurch das Mandat der auf Grund
der Bundesbeſchlüſſe vom 30. März und 7. April v. J. im preußiſchen
Staate gewählten Abgeordneten zur deutſchen Nationalverſammlung für er
loſchen erklärt worden iſt, haben auch die königl. ſächſiſche Regierung zu
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dem Beſchluſſe bewogen, die ſächfiſchen Abgeordneten zur deutſchen Natio
nalverſammlung aus dieſer abzuberufen. Der mir ertheilten Anweiſung
entſprechend, habe ich den hier anweſenden Abgeordneten aus dem König-
reiche Sachſen von dieſer Entſchließung der königl. Regierung heute mit
telſt beſonderen Zuſchriften Nachricht gegeben, und an dieſelben zugleich
die Aufforderung gerichtet, die Nationalverſammlung demgemäß zu verlaſ
ſen. Jch unterlaſſe aber nicht, Jhnen, Herr Miniſterpräſident, hierüber
gleichzeitig gegenwärtige Mittheilung zu dem Zwecke zu machen, damit die
ſelbe durch Jhre geneigte Vermittlung, die ich mir zu dem Ende erbitte,
auf offizielle Weiſe zur Kenntniß der Nationalverſammlung gelange.
Kohlſchütter.“

Jn Beziehung auf daſſelbe giebt Abg. Eiſenſtuck im Namen der
Unterzeichneten folgende Erklärung: „Jn Erwägung, daß die Mitglieder
der konſtituirenden Nationalverſammlung nur vom deutſchen Volke gewählt
und bevollmächtigt ſind, das deutſche Verfaſſungswerk zu beſchließen und
vollkommen zu Stande zu bringen, daß demnach unbeſtreitbar nur der
Vollmachtgeber das Recht hat, die ertheilte Vollmacht zurückzuziehen, jede
Abberufung durch eine deutſche Einzelregierung eine rechtlich völlig unbe
gründete und unſtatthafte Handlung iſt, erklären die unterzeichneten ſächſi
ſchen Abgeordneten, daß ſie ſich weder für berechtigt, noch für verpflichtet
halten der am 19. d. M. durch den Bevollmächtigten der königlich ſäch
ſiſchen Regierung an ſie ergangenen Aufforderung, die Nationalverſamm-
lung alsbald zu verlaſſen, Folge zu leiſten, und daß ſie demnach auf dieſe
Aufforderung hin ihren Sitz in der konſtituirenden Nationalverſammlung
nicht verlaſſen werden. Eiſenſtuck, Biedermann, Dieskau, Scharre, Gün-
ther, Roßmäßler, Schaffrath.“ Der Erklärung ſchließen fich ferner an
Heiſterberg, Hallbauer und Langbein.

Folgende Abgeordnete zeigen ihren Austritt in der heutigen Sitzung
an: Boddien, Winter, Selchow, Behnke, Richter, Borries, Baſſermann,
Viebig, Trabert, Henſel, Sepp, Langerfeld, Haubenſchmied. Der Vor-
fitzende verlieſt hierauf folgende Erklärung

Die Unterzeichneten legen ihr Mandat als Abgeordnete
zur verfaſſunggebenden Reichsverſammlung mit dem heutigen
Tage gemeinſam nieder, ſie halten ſich aber verpflichtet vor ih-
ren Wahlern und vor der ganzen Nation Rechenſchaft zu geben.
Mit dem Beſchluſſe vom 28. März d. J. war das Verfaſſungs-
werk von Seiten der Reichsverſammlung vollender. Die Unter-
zeichneten ſind überzeugt, daß dieſe Verfaſſung der einzige unter
den gegebenen Verhaltniſſen zu erreichende Ausdruck einer fried-
lichen Löſung und einer Verſicherung der Jntereſſen und Rechte
der verſchiedenen deutſchen Stamme, Staaten und Dynaſtieen

Lette, H. Gagern, E. Simſon, Droyſen, Beſeler, Keudel,war, daß in Ermangelung eines von den Regierungen vorge-
legten Verfaſſungsentwurfes und bei der unüberwindlichen
Schwierigkeit, die vielen unter ſich widerſtreitenden Intereſſen
zu einer Vereinbarung zu bewegen, die conſtituirende National-
verſammlung eine ſchiedsrichterliche Stellung zwiſchen Regierun-
gen und Völkern einzunehmen berufen war und daß keine andere
Macht erſetzen kann, was im Bewußtſein der deutſchen Nation
als der freie Ausdruck ihrer Selbſtbeſtimmung bereits gewurzelt
hat. Nach der Berufung der maächtigſten deutſchen Krone an
die Spitze des neuen Bundesſtaats, nach der darauf folgenden
Anerkennung der 29 Regierungen und der wachſenden Zuſtim-
mung der großen Mehrzahl der geſetzlichen Organe in den übri-

n

e

gen deutſchen Staaten war nur das Eintreten des erwählten
Reichsoberhauptes zu erwarten, Dur
Reichsverfaſſung auf einem glücklichen und friedlichen Wege zu
ſichern. Von dieſer Ueberzeugung geleitet, haben die Unter-

um die Durchführung der

zeichneten bisher zu allen Beſchluſſen mitgewirkt, welche die An
erkennung der Reichsverfaſſung in jedem Einzelſtaate durch die
landesverfaſſungsmaßigen Mittel und durch die Macht der of
fentlichen Meinung herbeiführen konnten, zuletzt noch zu dem
Beſchluſſe vom 4. Mai, welcher das Ausſchreiben der Wahlen
zum erſten ordentlichen Reichstag einleitet. Zu ihrem tiefen
Schmerze haben ſich die Ereigniſſe anders geſtaltet und die Hoff
nungen des deutſchen Volkes drohen ſo nahe der Erfüllung zu
ſcheitern. Jm Angeſichte der höchſten Gefahren des Vaterlandes
haben nach der einen Seite vier deutſche Kronen, worunter die
preußiſche ſelbſt, den durch die Reichsverfaſſung gebotenen Aus
druck der Vermittelung zwiſchen den widerſtreitenden das Jahr-

hundert bewegenden Prinzipien abgelehnt. Auf der anderen
Seite erhebt ſich außerhalb der Reichsverfaſſung und gegen einen
ihrer weſentlichen Theile, die Oberhauptsfrage, eine gewaltthä-
tige Bewegung, ſelbſt in ſolchen Landern, welche die Verfaſſung
bereits anerkannt haben von beiden Seiten wird die Gewalt
der Waffen angerufen, während die prov. Centralgewalt eine
Wirkſamkeit Behufs Durchführung der Reichsverfaſſung fur
außerhalb ihrer Befugniſſe und Pflichten liegend erklärt endlich
iſt ſeit dem zehnten Mai von einer neuen Mehrheit in der Ver-
ſammlung eine Reihe von Beſchlüſſen gefaßt worden, welche
theils unausführbar ſind, theils derjenigen Richtung widerſtre-
ben, welche von der früheren Mehrheit, zu welcher die Unter-
zeichneten gehörten, verfolgt worden iſt. Jn dieſer Lage der
Dinge hat die Reichsverſammlung nur die Wahl, entweder un-
ter Beſeitigung der bisherigen Eentralgewalt das letzte gemein
ſame und geſetzliche Band zwiſchen allen deutſchen Regierungen
und Völkern zu zerreißen und einen Bürgerkrieg zu verbreiten,
deſſen Beginn ſchon die Grundlagen aller geſellſchaftlichen Ord-
nung erſchüttert hat, oder auf die weitere Durchführung der
Reichsverfaſſung durch geſetzgebende Thätigkeit von ihrer Seite
und unter Mitwirkung der proviſoriſchen Centralgewalt Verzicht
zu leiſten. Die Unkterzeichneten haben unter dieſen beiden
Uebeln das letztere für das Vaterland als das geringere erachtet
Sie haben die Ueberzeugung gewonnen, daß die National-Ver-
ſammlung in ihrer gegenwärtigen Lage und Zuſammenſetzung,
wobei ganze Landſchaften nicht mehr vertreten ſind, dem deut
ſchen Volke keine erſprießlichen Dienſte mehr zu leiſten vermag,
und wie ſie bisher in allen weſentlichen Stücken treu zuſammen
geſtanden, ſo haben ſie ſich auch zu dieſem letzten gemeinſamen
Beſchluſſe, dem des Austritts aus der Verſammlung, vereinigt
Nachdem ſie durch alle geſetzlichen Mittel den Eintritt der reichs-
verfaſſungsmäßigen Gewalten vorbereitet haben übergeben ſie
das Verfaſſungswerk für jetzt den geſetzlichen Organen der Ein
zelſtaaten und der ſelbſtihätigen Fortbildung der Nation. Frank-
furt, den 20. Mai 1849. Dahlmann, Saucken-Tarputſchen,

M. Gagern, Briegleb, Arndt, Degenkolb, Kerſt, Schubert,
Buürgers, Jordan von Berlin, Schneer, Stenzel, Groß aus
Leer, Maſſow, Sturm, Koſteritz, Overweg, Verſen, Keller,
Bock, Meviſſen, Leverkus, Münch, Jordan aus Gollnow, An-
derſen, Evertsbuſch, G. Simſon, Scholten, Waldmann, Plath-
ner, Haym, Veit, Oberg, Löw aus Magdeburg, Marckks,
Duncker, Waitz, Matthies, Hausmann, Herzog, Albdert, Meier,
Thoöl, Metzke, Rattig, Brons, Stedmann, Stohlmann, Schro
ter, Schwarz, Sylveſter Jordan, Löw aus Poſen, Schirmeiſter,
Sellmer, Schwetſchke, Götz, Thielau, Deiters, Mathy.

Abg. Cetto und Genoſſen reicht in Beziehung auf den Austritt ſo
vieler Abgeordneten den Antrag ein, die Sitzung bis morgen zu vertagen.
Abg. Schott will nur eine Vertagung auf 4 Uhr Nachmittag. An der
kurzen Diskuſſion über dieſe Anträge betheiligen ſich die Abgg. Cetto,
Clauſſen, Simon, Mohl, Rüder, Schott. Bevor zur Abſtimmung über
den Vertagungsantrag geſchritten wird, werden auf Verlangen des Abg.
Eiſenſtuck die Dringlichkeitsanträge der Abgg. Goltz, Umbſcheiden Eiſen
ſtuck und Nauwerk verleſen. Abg. Goltz beantragt, die Verſammlung
erkläre, daß die Anweſenheit von 100 Mitgliedern zur Beſchlußfähigkeit
hinreiche. Abg. Umbſcheiden will einen Aufruf an das deutſche Volk,
worin demſelben die Lage des Vaterlandes geſchildert werde. Abg. Ei
ſenſtuck will, daß die Verſammlung erkläre, die ſächſiſchen Abgeordneten
ſeien nicht berechtigt, dem Rufe ihrer Regierung zu folgen. Abgeordneter
Nauwerck will, daß die Verſammlung fich unter den angebotenen Schut
des Freiſtaates Frankfurt ſtelle. Es wird hierauf zur Abſtimmung über
den Antrag des Abg. Cetto, „die Verſammlung möge fich bis morgen
vertagen“ geſchritten. Da das Reſultat der Abſtimmung durch Aufſtehen
und Sitzenbleiben zweifelhaft iſt, ſo wird durch Stimmzettel abgeſtimmt
und derſelbe mit 99 gegen 91 Stimmen abgelehnt. Ein Antrag des Abg.
Schott, die Sitzung bis 4 Uhr zu vertagen, wird angenommen. Schluß
der Sitzung 122 Uhr.

Gebauerſche Buchdruckerei.
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